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	VwV 
	BG über das Verwaltungsverfahren (Verwaltungsverfahrensgesetz) vom 20. Dezember 1968 (SR 172.021)

	WKR
	«Wiener Kaufrecht»: Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11. April 1980 
(= CISG; SR 0.221.211.1)

	WTO
	World Trade Organisation

	WuR
	Wirtschaft und Recht (Zürich)

	WZG
	BG über die Währung und Zahlungsmittel vom 22. Dezember 1999 
(SR 941.10)

	ZBJV
	Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins (Bern)

	ZBl
	Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Verwaltungsrecht (Zürich; früher: Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Gemeindeverwaltung)

	ZEuP
	Zeitschrift für europäisches Privatrecht (München)

	ZGB
	Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (SR 210)

	ZGRG
	Zeitschrift für Gesetzgebung und Rechtsprechung in Graubünden (Chur)

	zit.
	zitiert

	ZivGer
	Zivilgericht

	ZPO
	Schweizerische Zivilprozessordnung (Zivilprozessordnung) vom 
19. Dezember 2008 (SR 272)

	ZR
	Blätter für Zürcherische Rechtsprechung (Zürich)

	zsis
	Zeitschrift für Schweizerisches und Internationales Steuerrecht 
(Zürich)

	ZSR
	Zeitschrift für Schweizerisches Recht (Basel)

	ZWR
	Zeitschrift für Walliser Rechtsprechung (Sion) (= RVJ)

	
	


I. [bookmark: _Toc335728936][bookmark: _Toc97043961]Einleitung
Für das Verfassen von Falllösungen, Seminar- und Masterarbeiten am Lehrstuhl Prof. Dr. Susan Emmenegger gilt das vorliegende Formalia-Kompendium als zwingende Vorgabe und geht insbesondere den Richtlinien der rechtswissenschaftlichen Fakultät über die Anforderungen an Umfang und Form der Falllösungen (vom 16. August 2012, Stand 30. April 2020) im Falle von Abweichungen vor.
Bitte beachten Sie bei Ihren inhaltlichen Ausführungen die Absatzstruktur. Generell gilt: Ein Satz, eine Aussage; ein Absatz, ein Gedanke. Ein neuer Gedanke gehört in einen neuen Absatz. Dieser Absatz ist (wie hier) eingerückt, wenn er eng an den vorherigen Absatz anschliesst.[footnoteRef:4] Das ist die Regel. [4:  	Vorlage = StandardE] 

Eine Ausnahme gilt, wenn Sie einen neuen Gedanken einführen, sozusagen einen wirklichen Gedankenschritt vollziehen. Das kommt vor, wenn Sie beispielsweise ein Fazit ziehen, ohne dieses unter einen separaten Titel zu stellen (siehe sogleich).
Als Ergebnis ist also festzuhalten, dass im Regelfall juristische Texte mit eingerückten Absätzen verfasst werden.[footnoteRef:5] [5:  	Vorlage = Standard] 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass die Form dieses Dokuments so gewählt ist, dass Sie es bei Bedarf als Vorlage für Ihre eigene Seminararbeit verwenden können. 
Sie können jeweils erkennen, welche Formatvorlage gewählt worden ist. Sie sehen dies entweder in der oberen Leiste bei den Schnellvorlagen oder Sie wählen die Formatvorlage an.
II. [bookmark: _Toc97043962]Gestaltung
[bookmark: _Toc97043963]1.	Seitenlayout
–	Schriftgrad im Text: 12 Punkte[footnoteRef:6] [6:  	Vorlage = Aufzählung. Der Halbgeviertstrich (–) wird manuell eingefügt. Anschliessend folgt ein Tab.] 

–	Schriftart: Times New Roman 
–	Zeilenabstand: mehrfach (Mass 1.2)
–	Rand: oben: 2.5 cm / unten: 2.5 cm / links: 2.5 cm / rechts: 4 cm 
[bookmark: _Toc97043964]2.	Deckblatt
–	Fach
–	Titel der Arbeit
–	Name und Adresse
–	Matrikelnummer
–	E-Mail-Adresse
III. [bookmark: _Toc97043965]Aufbau der Arbeit
Die Falllösung/Seminar-/Masterarbeit besteht aus dem nicht nummerierten Deckblatt, dem römisch nummerierten Inhalts- und Literaturverzeichnis sowie dem arabisch nummerierten Textteil samt Selbständigkeitserklärung gemäss Artikel 42 Absatz 2 RSL RW.[footnoteRef:7]  [7:  	Reglement über das Bachelor und das Masterstudium und die Leistungskontrollen an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bern vom 21. Juni 2007, mit Änderung vom 14. Mai 2009 und 22. Mai 2014.] 

Das Inhaltsverzeichnis entspricht in Gliederungspunkten, Überschriften und Seitenzahlen genau dem Text. Zusätzlich sind die untergeordneten Gliederungsebenen einzurücken, um die Struktur deutlich hervorzuheben.
Für die Falllösung/Seminar-/Masterarbeit ist die sog. «deutsche» Gliederung zu wählen:
	Deutsche Gliederung
	Ergänzung

	
	A. Erster Teil / Erstes Kapitel

	I.
	I.

	  1.
	  1.

	   a)
	    a)

	      aa)
	      aa)

	      bb)
	      bb)

	   b)
	    b)

	  2.
	  2.

	II.
	B. Zweiter Teil / Zweites Kapitel

	
	I.

	
	II. 



Falls Bedarf nach einer zusätzlichen Gliederungsebene besteht, kann die Arbeit in Kapitel oder Teile gegliedert werden: A. Erstes Kapitel/Erster Teil, gefolgt von I., II. etc.; B. Zweites Kapitel/Zweiter Teil, gefolgt von I., II. etc.
Bei der «deutschen» Gliederung gilt das Verbot, einzelstehende Gliederungspunkte einzuführen: Wer «a)» schreibt, muss später auch einen Punkt «b)» in der Arbeit haben. 
Nicht verboten, sondern im Gegenteil sinnvoll ist es, vor dem ersten Unterpunkt bereits einen kurzen Text einzufügen, der Informationen zur Abschnittseinführung oder Orientierung enthält (sog. Roadmap), etwa wie im folgenden Abschnitt:
IV. [bookmark: _Toc97043966]Aufbau des Literaturverzeichnisses
Der Arbeit ist ein Literaturverzeichnis voranzustellen. Bei zitierten Büchern mit mehreren Auflagen soll die letzte verfügbare Auflage Verwendung finden. Im Übrigen gibt es Regeln zu Form (1.), Inhalt (2.) und einzelnen Literaturgattungen (3.).
[bookmark: _Toc97043967]1.	Form
Das Literaturverzeichnis wird alphabetisch nach den Autorennamen gegliedert und enthält keine Unterteilung in Themenbereiche oder Literaturgattungen. Weil das Werk im Literaturverzeichnis unabhängig von der einzelnen Verwendung enthalten ist, steht es dort ohne die zitierten Einzelseiten: 
SCHMID JÖRG/STÖCKLI HUBERT/KRAUSKOPF FRÉDÉRIC, Schweizerisches Obligationenrecht. Besonderer Teil, 3. Aufl., Zürich 2021. 
Demgegenüber müssen bei jeder Verwendung im Textteil die genauen Seiten angegeben werden, auf die sich die Verfasserin der Arbeit bezieht. Enthält ein Werk eine fortlaufende Randnummerierung, sind (einzig) die Randnummern zu zitieren. In den Fussnoten sind diese Randnummern mit Rn. zu bezeichnen. Der Autorenname ist in KAPITÄLCHEN zu setzen.
[bookmark: _Toc97043968]2.	Inhalt
In das Literaturverzeichnis aufzunehmen sind nur diejenigen Monographien, Lehrbücher, Kommentare, Aufsätze, Artikel, Beiträge in Sammelwerken sowie Festschriften und sonstigen Texte, die in der Arbeit verwendet wurden. Diese aber müssen vollständig sein. Nicht in das Verzeichnis gehören Gesetzestexte, Gerichtsentscheidungen, vergleichbare amtliche Publikationen und – insoweit handelt es sich um eine reine Konvention – die Bibel. In Abweichung vom Merkblatt für die schriftlichen Falllösungen sind auch diejenigen Werke in das Literaturverzeichnis aufzunehmen, die in den Fussnoten nur einmal zitiert werden.
[bookmark: _Toc97043969]3.	Einzelfälle
Die zitierten Werke müssen sich allein mit den im Literaturverzeichnis enthaltenen Angaben auffinden lassen. Aus dieser Grundregel folgen die Einzelanforderungen für unterschiedliche Literaturgattungen. Allein verbindlich sind die Angaben im Werk selbst und nicht Angaben in Online-Katalogen.
[bookmark: _Toc97043970]a)	Bücher
Zitierte Bücher sind mit Autor (Name, erster Vorname sowie die Initialen weiterer Vornamen), vollständigem Titel (einschliesslich Untertitel), Erscheinungsort und -jahr aufzuführen:
SCHWENZER INGEBORG/FOUNTOULAKIS CHRISTIANA, Schweizerisches Obligationenrecht. Allgemeiner Teil, 8. Aufl., Bern 2020.
Mehrbändige Werke sind mit genauer Angabe der zitierten Bände zu verzeichnen. Ab der zweiten Auflage ist diese zu nennen, wobei die werbenden Verlagszusätze («nachgeführt und ergänzt», «vollständig überarbeitet», «erheblich erweitert») nicht mit aufgenommen werden:
GAUCH PETER/SCHLUEP WALTER R./SCHMID JÖRG/EMMENEGGER SUSAN, Schweizerisches Obligationenrecht. Allgemeiner Teil, zwei Bände, 11. Aufl., Zürich 2020.
Werden Werke unter der Herausgeberbezeichnung in das Literaturverzeichnis eingeordnet, so steht die Herausgeberangabe am Zeilenanfang und wird dann ausnahmsweise in Kapitälchen gesetzt. Das gilt auch für institutionelle Herausgeber. Aufzunehmen sind zudem Werke, die ausschliesslich im Internet publiziert wurden:
GAUCH PETER/STÖCKLI HUBERT (HRSG.), OR-Textausgabe, Schweizerisches Obligationenrecht. Textausgabe mit Anhängen, Querverweisen, Sachregister und Anmerkungen, 52. Aufl., Zürich 2018.
BUNDESVERWALTUNG (HRSG.), Ergebnisse der Volksabstimmung vom 28. November 2021 (Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und Bundesrichter im Losverfahren» (Justiz-Initiative)) abrufbar unter: <www.bk.admin.ch/ch/d/pore/va/20211128/can649.html>.
Sehr viele wissenschaftliche Bücher erscheinen als Teil einer Reihe, die einen Gesamtherausgeber, einen Reihentitel und eine Buchnummerierung enthält. Solche Verlagsdaten, die vorwiegend der Vermarktung dienen, werden nicht mit aufgenommen, weil sich das einzelne Werk auch ohne sie finden lässt. Eine Ausnahme bilden diejenigen Zuordnungen, mit denen ein Buch als Sonderheft oder Beilage einer Zeitschrift gekennzeichnet wird, weil dann (wie bei Zeitschriften) der Erscheinungsort entbehrlich wird:
JØRGENSEN STIG/PÖYHÖNEN JUHA/VARGA CSABA (HRSG.), Tradition and Progress in Modern Legal Culture, ARSP-Beiheft 23, 1985.
Bis zu zwei Autorinnen, Herausgeberinnen oder Erscheinungsorte werden vollständig genannt. Ab der dritten Angabe kann man stattdessen mit der Erstgenannten sowie dem Kürzel «u.a.» (und andere) arbeiten:
TERCIER PIERRE U.A. (HRSG.), Gauchs Welt. Recht, Vertragsrecht und Baurecht. Festschrift für Peter Gauch zum 65. Geburtstag, Zürich u.a. 2004.
Ein Untertitel oder Alternativtitel, und sei er noch so lang, gehört zum Titel und darum ebenfalls in das Literaturverzeichnis. Zwischen Titel und Untertitel (sowie nötigenfalls Unter-Untertitel) wird ein Punkt gesetzt:
BÖCKLI PETER, Schweizer Aktienrecht. Mit Fusionsgesetz, Börsengesellschaftsrecht, Konzernrecht, Corporate Governance, Recht der Revisionsstelle und der Abschlussprüfung in neuer Fassung unter Berücksichtigung der angelaufenen Revision des Aktien- und Rechnungslegungsrechts, 4. Aufl., Zürich u.a. 2009.
Bei denjenigen Dissertationen, die nicht im Verlagswesen, sondern durch Eigendruck publiziert sind, gibt man die Universität und Fachrichtung an:
KELLER ROLAND, Anwendungsfälle der Drittschadensliquidation und des Vertrages mit Schutzwirkung zugunsten Dritter, unter besonderer Berücksichtigung des englischen Rechts, Diss. Zürich 2004.
Wird die Dissertation hingegen im Verlagswesen publiziert (erkennbar daran, dass sie eine ISBN trägt), gibt man sowohl Universität («Diss. Bern») wie auch Verlagsort an:
GYR ELEONOR, Blockchain und Smart Contracts. Die vertragsrechtlichen Implikationen einer neuen Technologie (Diss. Bern), Bern 2019.
Auf Ergänzungsangaben zur Zitierweise ist zu verzichten:
GAUCH PETER, Der Werkvertrag, 6. Aufl., Zürich u.a. 2019. [zitiert: Werkvertrag – auf diesen Zusatz ist zu verzichten]
GAUCH PETER, Die Vereinheitlichung der Delikts- und Vertragshaftung, ZSR 1997 I, S. 315–341. [zitiert: Vereinheitlichung – auf diesen Zusatz ist zu verzichten]
Wenn hier mit «GAUCH, Werkvertrag» und «GAUCH, Vereinheitlichung» zitiert wird, ergibt sich die eindeutige Zuordnung bereits aus dem Titel, ohne dass die Ergänzungsangabe [zit.: Werkvertrag] bzw. [zit.: Vereinheitlichung] nötig ist.
Notwendig ist eine Ergänzungsangabe jedoch dann, wenn sich die Zuordnung nur implizit aus dem Titel ergibt:
KANT IMMANUEL, Die Metaphysik der Sitten, 2. Aufl., Königsberg 1798, zitiert nach der Weischedel-Ausgabe, Band VIII, 9. Aufl., Frankfurt a.M. 1991 (zit. MdS). 
KANT IMMANUEL, Kritik der reinen Vernunft, Riga 1781 (1. Aufl.), 1787 (2. Aufl.), zitiert mit der Seitenzahl der Erstauflage 'A', Seitenzahl der Zweitauflage 'B' (zit. KrV). 
Werden mehrere Werke desselben Autors/derselben Autorengruppe in das Literaturverzeichnis aufgenommen, sind diese Werke in umgekehrt chronologischer Reihenfolge nach dem Erscheinungsdatum zu sortieren (neuestes Werk zuerst). Der Name des Autors/der Autoren ist lediglich beim neuesten Werk anzubringen. Die übrigen Werke werden mit einem Gedankenstrich und dem Titel (etc.) aufgeführt (siehe dazu vorne im Literaturverzeichnis unter GAUCH, PETER; HONSELL, HEINRICH und KOLLER, ALFRED).
[bookmark: _Toc97043971]b)	Zeitschriften
Bei Zeitschriftenaufsätzen steht der vollständige Titel und Untertitel des Aufsatzes im Literaturverzeichnis, gefolgt von der Zeitschriftenangabe, die bei schweizerischen Fachzeitschriften mit einem Kürzel erfolgen kann.[footnoteRef:8] Für deutsche Zeitschriften dürfen die Abkürzungen verwendet werden, die bei KIRCHNER aufgeführt sind.[footnoteRef:9]  [8: 	Verzeichnis der Zeitschriftenabkürzungen bei FORSTMOSER/OGOREK/SCHINDLER, Juristisches Arbeiten.]  [9: 	KIRCHNER, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache.] 

Im Literaturverzeichnis ist für jeden Zeitschriftenaufsatz sowohl die Anfangs- als auch die Endseite des Beitrags anzugeben. Die Seitenzahlen sind in Fachzeitschriften regelmässig innerhalb eines Jahrgangs fortlaufend nummeriert, um das Zitieren zu vereinfachen. Es ist darum meistens gleichgültig, in welchem Monat (Heft) der Beitrag erschienen ist; das Jahr und die Seitenangaben genügen:
GAUCH PETER, Die revidierten Art. 210 und 371 OR, recht 2012, S. 124–136.
Bei wenigen Zeitschriften sind die Seitenzahlen innerhalb eines Jahrgangs nicht fortlaufend nummeriert. In solchen Fällen muss die Nummer der Ausgabe (Heft) ebenfalls zitiert werden:
LOMBARDI PATRICK, La LFAIE et les opérations de refinancement bancaires, ex ante 2020-1, S. 12–21.
Konventionsgemäss wird bei gewissen Jahreszeitschriften nebst der Jahreszahl die ihr entsprechende Bandzahl angegeben. Dies ist vor allem der Fall bei Zeitschriften, die seltener als einmal monatlich erscheinen (z.B. Vierteljahreshefte, Archiv-Zeitschriften): 
BYDLINSKY FRANZ, Zu den dogmatischen Grundlagen des Kontrahierungszwangs, AcP 180/1980, S. 2–46.
GAUCH PETER, Die Vereinheitlichung der Delikts- und Vertragshaftung, ZSR 116/1997 I, S. 315–341.
FORSTMOSER PETER, Wer «A» sagt muss auch «B» sagen. Gedanken zur Privatisierungsdebatte, SJZ 98/2002, S. 193–202. 
Heute wird allerdings überwiegend auch bei diesen Zeitschriften nur die Jahreszahl zitiert. Zu beachten bleibt: Falls innerhalb desselben Jahrgangs mehrere Bände existieren, muss der zitierte Band angegeben werden. So erscheint etwa die Zeitschrift für Schweizerisches Recht (ZSR) jedes Jahr in zwei Bänden (Band I und Band II):
GAUCH PETER, Die Vereinheitlichung der Delikts- und Vertragshaftung, ZSR 1997 I, S. 315–341.
[bookmark: _Toc97043972]c)	Sammelwerke
Beiträge aus Sammelwerken, insbesondere aus Festschriften und Tagungsbänden, zitiert man ähnlich wie Zeitschriftenbeiträge, nur dass an die Stelle der Zeitschriftenangabe die Herausgeberangabe mit dem Buchtitel tritt. Herausgebernamen (erster Vorname sowie die Initialen weiterer Vornamen gefolgt vom Namen, nicht durch Komma getrennt) werden nicht in Kapitälchen gesetzt, um sie von den zitierten Autoren zu unterscheiden. 
BÄRTSCHI HARALD, Verabsolutierte Abstraktheit oder relativierte Kausalität? – Zur Rechtsnatur der Forderungsabtretung, in: Rolf H. Weber u.a. (Hrsg.), Aktuelle Herausforderungen des Gesellschafts- und Finanzmarktrechts. Festschrift für Hans Caspar von der Crone zum 60. Geburtstag, Zürich 2017, S. 807–825.
[bookmark: _Toc97043973]d)	Kommentare
Kommentare sind nicht ganz einfach zu handhaben, weil sie mit vielen Bearbeitern erscheinen, teils mit zeitversetzten Nachlieferungen operieren (Loseblatt-Kommentare) und keine Titel enthalten. Die im Werk selbst vorgeschlagene Zitierweise ist zudem nicht immer vollständig. Wegen dieser Vielgestaltigkeit werden die zitierten Kommentierungen jeder einzelnen Autorin in das Literaturverzeichnis aufgenommen – und zwar vollständig mit Namen und Vornamen der Autorin, der Angabe des von ihr kommentierten Artikels, gefolgt von Vornamen und Namen der Herausgeberschaft, Band, Titel und Erscheinungsort sowie -jahr. Weil die Gliederung im Gesamtwerk durch die Artikelreihenfolge und innerhalb der Kommentierung durch Randnummern eindeutig vorgegeben ist, ist ausnahmsweise auf die Angabe der Seitenzahlen zu verzichten. Wenn ein Kommentar als Ergänzungswerk fortlaufend erneuert wird, kennzeichnet man dies durch den Hinweis «Loseblatt» an der Stelle, an der sonst die Jahreszahl erscheinen würde. 
Bitte beachten Sie, dass bei Kommentaren in den Fussnoten eine Kurzversion verwendet wird. 
BERGER BERNHARD, Art. 4 ZPO, in: Heinz Hausheer/Hans Peter Walter (Hrsg.), Berner Kommentar zum schweizerischen Privatrecht. Zivilprozessordnung. Art. 1–149 ZPO, Bern 2012.
WEBER ROLF H./EMMENEGGER SUSAN, Bern Kommentar zum schweizerischen Privatrecht. Obligationenrecht. Allgemeine Bestimmungen. Die Folgen der Nichterfüllung. Art. 97–109 OR, hrsg. von Regina Aebi-Müller/Christoph Müller, Bern 2020.
OSER DAVID/WEBER ROLF H., Art. 420 OR, in: Corinne Widmer Lüchinger/David Oser (Hrsg.), Basler Kommentar. Obligationenrecht I. Art. 1–529 OR, 7. Aufl., Basel 2019.
[bookmark: _Toc97043974]e)	Internetdokumente
Wenn Publikationen ausschliesslich im Internet erscheinen, dann ist es ausnahmsweise gestattet, diese nach der Internetquelle zu zitieren. Ansonsten gilt die Regel, dass immer die Druckfassung als verbindliche Fassung konsultiert und zitiert werden muss. Falls die Druckfassung eines Beitrags nur schwer zugänglich ist, zitiert man die Druckfassung und fügt an «abrufbar unter». Internetdokumente sind mit der vollständigen URL, aber ohne «http://» oder «https://» anzugeben:
FATF – FINANCIAL ACTION TASK FORCE, International Standards on Combating Money Laundering and the Financing of Terrorism & Proliferation. The FATF Recommendations. Updated October 2021, abrufbar unter: <www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/recommendations/pdfs/
FATF%20Recommendations%202012.pdf>.
Bei langen URLs kann die Hauptseite mit dem entsprechenden Link angegeben werden: 
MOODY’S CORPORATION, Aktuelle Ratingdefinitionen, abrufbar unter: <www.moodys.de>, Wir über uns, Ratingdefinitionen. 
[statt: <www.moodys.de/mdcsPage.aspx?template=ratingdefinitions&
mdcsId=4>].
Werden Internetseiten zitiert, ist als Vorspann im Literaturverzeichnis/Materialienverzeichnis den folgenden Hinweis einmal anzubringen: «Stand sämtlicher Internet-Referenzen in diesem Beitrag ist der [Datum]».
[bookmark: _Toc97043975]d)	Sonderfall: Organisationen und Gremien
Häufig werden für Organisationen und Gremien die Abkürzungen verwendet: SBVg für die Schweizerische Bankiervereinigung, FATF für die Financial Action Task Force (on Money Laundering). Zu nennen sind hier auch die OECD für die Organisation for International Co-operation and Development und die UNO für United Nations Organisation. Die beiden letzterwähnten sind allerdings internationale Organisationen im Sinne des Völkerrechts und wären deshalb im Materialienverzeichnis aufzuführen (siehe dort den Punkt «Inhalt»). Da diese Organisationen meist unter ihrem Kürzel bekannt sind, empfiehlt es sich, sie mit der Abkürzung im Literaturverzeichnis zu zitieren und mit einem Bindestrich die vollständige Angabe zu ergänzen. Also:
BCBS – BASEL COMMITTEE ON BANKING SUPERVISION, Corporate Governance Principles for Banks. July 2015, abrufbar unter: <www.bis.org/bcbs/publ/d328.htm>.
V. [bookmark: _Toc97043976]Aufbau des Materialienverzeichnisses
Andere zitierte Quellen als Literatur sind in das Materialienverzeichnis aufzunehmen (siehe dazu den Punkt «Inhalt»). 
[bookmark: _Toc97043977]1.	Form
Die Ausführungen in Ziff. IV./1. gelten sinngemäss.
[bookmark: _Toc97043978]2.	Inhalt
In das Materialienverzeichnis gehören amtliche Texte. Dazu zählen insbesondere bundesrätliche Botschaften und Gesetzesentwürfe, Berichte und Erläuterungen. In das Materialienverzeichnis gehören weiter Wortprotokolle des Nationalrats und Ständerats sowie verschiedene behördliche Publikationen, etwa solche des Eidgenössischen Finanzdepartements (EFD) oder des Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco).
Weiter gehören dazu die amtlichen Texte ausländischer Staaten oder Staatengemeinschaften wie die Europäische Union.
Sodann gehören auch die Publikationen von internationalen Organisationen in das Materialienverzeichnis. Streng genommen sollte es sich um internationale Organisationen im Sinne des Völkerrechts handeln – also solche, die durch einen völkerrechtlichen Vertrag begründet wurden. Dazu gehören unter anderem die United Nations Organisation (UNO), der Internationale Währungsfonds (IWF/IMF) und die OECD (Organisation of International Co-operation and Development). Es existieren allerdings zahlreiche sehr einflussreiche Gremien, die nicht internationale Organisationen im Sinne des Völkerrechts sind. Dazu gehören unter anderem das Basel Committee for Banking Supervision (BCBS) oder die Financial Action Task Force (FATF). Solche Organisationen können entweder im Literaturverzeichnis oder im Materialienverzeichnis aufgeführt werden. Hingegen gehören Publikationen von offensichtlich privaten Organisationen, wie etwa die Branchenverbände, nicht in das Materialienverzeichnis. Das trifft unter anderem für die Schweizerische Bankiervereinigung (SBVg) oder die AMAS (Asset Management Association Switzerland) zu, oder auch für Organisationen wie den WWF.
Im Übrigen gelten die Ausführungen in Ziff. IV./2. sinngemäss. 
[bookmark: _Toc97043979]3.	Einzelfälle
Zitate aus dem Bundesblatt (wie Botschaften und Berichte zu Gesetzgebungsvorhaben) werden mit dem vollständigen Titel, Publikationsjahr, Seitenzahl (mit dem Zusatz «S.») und Teil als römische Zahl (für Jahrgänge bis und mit 1997) angegeben:
BOTSCHAFT zum Bundesgesetz zur Anpassung des Bundesrechts an Entwicklungen der Technik verteilter elektronischer Register vom 27. November 2019, BBl 2020, S. 233–328.
Die Protokolle der parlamentarischen Beratungen werden mit Angabe des Organs und Jahres sowie der Session und Sitzungsnummer (zum Zweck der Auffindbarkeit der Fundstelle) zitiert:
AMTLICHES BULLETIN DES NATIONALRATS, Frühjahrssession 2006, dritte Sitzung sowie Sommersession 2006, fünfte Sitzung.
Bei behördlichen Publikationen sind Urheber der Anordnung, Anordnungstyp (Rundschreiben, Wegleitung, etc.), Datum und offizielle Abkürzung (soweit vorhanden) in das Materialienverzeichnis aufzunehmen. Sofern offizielle Abkürzungen für den Urheber existieren, kann der Eintrag entweder unter dem vollständigen Namen oder unter der offiziellen Abkürzung aufgenommen werden (es muss jedoch auf Einheitlichkeit geachtet werden):
FINMA – EIDGENÖSSISCHE FINANZMARKTAUFSICHT, Jahresbericht 2020, abrufbar unter <www.finma.ch/de/dokumentation/finma-publikationen/
geschaeftsberichte>.
FINMA-RS, Rundschreiben der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht FINMA, abrufbar unter: <www.finma.ch>, Dokumentation, Rundschreiben.
· FINMA-RS 19/2 vom 20. Juni 2018: Messung, Steuerung, Überwachung und Kontrolle der Zinsrisiken im Bankenbuch.
· FINMA-RS 11/2 vom 30. März 2011: Eigenmittelpuffer und Kapitalplanung bei Banken.
Bei Publikationen der Organe der Europäischen Union sind Urheber der Publikation, Publikationstyp (z.B. Entschliessung, Mitteilung an die Presse, etc.), vollständiger Titel, Datum und Dokumentennummer/Aktenzeichen (soweit vorhanden) aufzunehmen:
EU-KOMMISSION, Grünbuch – Corporate Governance in Finanzinstituten und Vergütungspolitik, 2. Juni 2010, KOM(2010) 284 endg., abrufbar unter: <op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/1788e830-b050-447c-821
4-77ed51b13241/language-de>.
RAT DER EUROPÄISCHEN UNION, Mitteilung an die Presse, 3115. Tagung des Rates Wirtschaft und Finanzen, Luxemburg, 4. Oktober 2011, Dok.-Nr. des Rates 14890/11 (Presse 337), abrufbar unter: <register.consilium.europa.eu/
pdf/de/11/st14/st14890.de11.pdf>.
Richtlinien und Verordnungen der Europäischen Union sind mit Angabe der Art des Gesetzgebungsaktes (Richtlinie, Verordnung), der Nummer des Rechtsaktes, dem Datum, dem vollständigen Titel sowie der Fundstelle im Amtsblatt der EU aufzunehmen:
EUROPÄISCHE UNION, Richtlinie 2006/73/EG vom 10. August 2006 zur Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für die Zwecke der genannten Richtlinie (MiFID-DRL), ABl. Nr. L 241/26 vom 2. September 2006.
EUROPÄISCHE UNION, Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 vom 24. November 2010 über die Finanzaufsicht der Europäischen Union auf Makroebene und zur Errichtung eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ESRB-VO), ABl. Nr. L 331/1 vom 15. Dezember 2010.
Weitere Zitierregeln diesbezüglich sind auf der Internetseite des Bundesgerichtes erhältlich.[footnoteRef:10]  [10:  	BUNDESGERICHT (HRSG.), Zitierregeln, S. 33 ff., abrufbar unter: <www.bger.ch/01_zitierregeln_d.pdf>.] 

VI. [bookmark: _Toc97043980]Fussnoten
[bookmark: _Toc97043981]1.	Grundregeln
Eine von Anfängern häufig übersehene Grundregel der Fussnotengestaltung lautet: Jede Fussnote beginnt mit einem Grossbuchstaben und endet mit einem Satzzeichen – meist einem Punkt. Ausserdem werden die Erläuterungskürzel («Vgl.», «Siehe», «Anderer Ansicht» oder «A.A.», «Etwa») aus Unkenntnis oft willkürlich gebraucht, etwa wenn jede Fussnote mit «Vgl.» beginnt. Das ist falsch. Wenn die zitierte Autorin genau das sagt, was belegt werden soll, dann erübrigt sich jedes Erläuterungskürzel. Wer beispielsweise ein wörtliches Zitat im Text präsentiert und dann die dazugehörige Fussnote mit «Vgl.» oder «Siehe» beginnt, hat bereits einen Fehler gemacht. Wenn hingegen die zitierte Autorin nur einen ähnlichen, aber nicht denselben Gedanken ausdrückt, dann ist «Vgl.» das richtige Erläuterungskürzel. Das Kürzel ist also gleichzeitig ein Zeichen dafür, dass kein ganz treffender Beleg gefunden werden konnte. Es sollte so sparsam wie möglich eingesetzt werden. Wird in der zitierten Literatur mehr als im eigenen Text präsentiert, dann kann man das mit «Siehe» kennzeichnen. Dasselbe Kürzel steht auch bei weiterführender Literatur und bei Verweisungen. Beispiele, etwa aus der Judikatur, kann man mit «Etwa», «Beispielsweise», «Z. B.» oder «Siehe etwa» beginnen, um deutlich zu machen, dass dies keineswegs die einzigen einschlägigen Fälle sind. Insgesamt lautet der Merksatz: Erläuterungskürzel sind mit Bedacht zu benutzen, nicht pauschal.
Inhaltlich dienen Fussnoten als Quellennachweis. Gleichzeitig sind sie für die interessierte Leserschaft Fundgruben. Sie begleiten den Haupttext als Subtext, der weiterführende und gewichtende Hinweise enthalten kann (wer argumentiert besonders ausführlich, wer vertritt eine abweichende Meinung?).
Was gilt nun für die Form der Literaturzitate? Zunächst müssen wörtliche Zitate, auf die sich eine Fussnote bezieht, in Anführungsstriche gesetzt und exakt wiedergegeben werden, also nötigenfalls mit Auslassungszeichen (...), nationalen Sonderzeichen (ø, â, ë, δ, Ñ, ß) und sogar mit Schreibfehlern. Dasselbe gilt für die Wiedergabe von Namen oder Titeln:
LÜBBE-WOLFF GERTRUDE, Historische Funktionen der Unterscheidung von Recht und Moral, in: Stig Jørgensen u.a. (Hrsg.), Tradition and Progress in Modern Legal Culture, ARSP-Beiheft 23, 1985, S. 43 (44).
In den Fussnoten sind – sofern das Werk keine Randnummern enthält – die genauen Seitenzahlen mit dem Kürzel S. anzugeben, auf die sich der Text bezieht: 
SCHMIEDLIN, Clausula, S. 107.
Wo ein Werk eine fortlaufende Randnummerierung enthält, sind (einzig) die Randnummern (Rn.) zu zitieren:
REY/WILDHABER, Haftpflichtrecht, Rn. 222.
SCHWENZER/FOUNTOULAKIS, OR AT, Rn. 30.02. (Hier steht zwar 30 für § 30, es handelt sich jedoch um eine fortlaufende Nummerierung, weshalb auch hier Rn. zu verwenden ist.)
Wo ein Werk bei jedem Kapitel neue Randnummern enthält, ist zusätzlich zu den Randnummern (Rn.) das einschlägige Kapitel/Paragraph (ohne Seitenzahl) anzugeben:
BÖCKLI, Aktienrecht, § 16 Rn. 17.
Kommentare sind in den Fussnoten unter Angabe von Artikel und Note zu zitieren:
BSK BEHG-DAENIKER/WALLER, Art. 5 N 3.
Vereinfachende Seiten-, Randnummern- oder Notenangaben mit «f.» (folgende Seite/Note) und «ff.» (folgende Seiten/Noten) sind zulässig und in der Rechtswissenschaft üblich.[footnoteRef:11] Pauschalverweise auf ganze Bücher (d.h. ohne Seitenangabe) oder Entscheide und Aufsätze (d.h. nur mit deren Anfangsseite) sind in aller Regel nicht zu rechtfertigen; sie indizieren ungenaue Arbeitsweise, weil sich die Verfasserin dann nicht festlegt, auf welche Aussage im Zitierten sie sich genau bezieht. [11:  	Das Kürzel «ff.» steht dabei übrigens nicht, wie man unter Juristinnen und Juristen gern sagt, für «fortfolgende», sondern bezeichnet nur den Plural von «f.» – so wie «§§» für Paragraphen und im Englischen «pp» für pages steht.] 

Mehrere Belege werden, sofern sie nicht durch Erläuterungen gegliedert sind,[footnoteRef:12] durch Semikolon getrennt und entweder alphabetisch nach Autorennamen oder chronologisch nach Erscheinungsdatum geordnet. Die Fussnotenzahl im Text können Sie entweder vor oder hinter das Satzzeichen stellen – nur einheitlich muss es sein. [12: 	Aus grundrechtsdogmatischer Sicht MÜLLER/SCHEFER, Grundrechte in der Schweiz, S. 265 ff. Eher philosophisch hingegen LÜBBE-WOLFF, Funktionen, S. 43.] 

[bookmark: _Toc97043982]2.	Mittlere Zitierweise (Kurztitel)
Für die Falllösung/Seminar-/Masterarbeit ist die mittlere Zitierweise zu wählen. Die mittlere Zitierweise ist ein Kompromiss, bei dem alle Bücher und Sammelwerksbeiträge mit einem oder mehreren Titelstichworten (Kurztitel) zitiert werden, selbst wenn der Autor nur mit einer einzigen Quelle im Literaturverzeichnis aufgeführt ist.[footnoteRef:13] [13:  	Als weitere Beispiele: DRUEY, Informationsrecht, S. 75; HONSELL, Arglistiges Verschweigen, S. 103; MÜLLER, Gerechtigkeit, S. 53; DERS., Grundrechte, S. 133.] 

SCHMID/HÜRLIMANN-KAUP, Sachenrecht, Rn. 104.
Die Standardkommentare sind mit folgenden Kurztiteln zu zitieren:
ZK OR-AEPLI, Art. 114 N 33. (Zürcher Kommentar)
BK OR-BREHM, Art. 43 N 22. (Berner Kommentar)
BSK OR-WIEGAND, Art. 97 N 14. (Basler Kommentar)
CR CO-THÉVENOZ, Art. 97 N 33. (Commentaire Romand)
Die meisten anderen Kommentierungen schlagen einen geeigneten Kurztitel vor.[footnoteRef:14] Wo das nicht der Fall ist, muss ein Kurztitel für den Kommentar vergeben werden:  [14:  	So etwa der Handkommentar zum Schweizer Privatrecht, Zürich («CHK»), der Orell Füssli Kommentar, Zürich («OFK») oder der Kurzkommentar Obligationenrecht, Basel («KuKo»).] 

Soergel BGB-FAHSE, § 226 N 3.
HandK StGB-STRATENWERTH/WOHLERS, Art. 14 N 44.
Zeitschriftenzitate erscheinen ohne Kurztitel mit der Fundstellenangabe für die Zeitschrift. Im Regelfall genügt die Angabe des Zeitschriftenkürzels, der Jahres- sowie der Seitenzahl: 
BERGER, recht 2000, S. 185.
CARRANZA/MICOTTI, AJP 2009, S. 115.
GAUCH, recht 2012, S. 126.
In seltenen Fällen ist zusätzlich die Angabe der Band- oder Heftnummer erforderlich (siehe Bst. IV./3./b) oben):
GAUCH, ZSR 1997 I, S. 317.
LOMBARDI, ex ante 2020-1, S. 13.
Bei Festschriftenbeiträgen kann der Name des Geehrten an die Stelle des Kurztitels treten:
KRAMER, FS Canaris, S. 670.
SCHMID, FS KOLLER, S. 854.
Bei periodisch erscheinenden Tagungsbänden kann der abgekürzte Name der Tagung gefolgt von der Jahreszahl an die Stelle des Kurztitels treten:
WALTER, HVRT 2003, S. 65.
ROBERTO, SBT 2017, S. 130.
Beiträge in anderen Sammelwerken werden – wie ganze Bücher – mit einem Kurztitel zitiert, der sich an den Beitragstitel anlehnt:
TSCHANNEN, Verfassungsauslegung, § 9 S. 155.
Materialien werden ebenfalls mit Kurztiteln zitiert, gegebenenfalls in abgekürzter Form:
Botschaft zum BankG, BBl 1934 I, S. 180.
Botschaft Revision StGB, BBl 1999, S. 2003 f.
Amtl. Bull. NR 2006, S. 80 f. [Möglich wäre ebenfalls die Angabe zusätzlicher Informationen wie «Votum BR Merz», «Berichterstatter Müller», «Kommissionssprecher Müller Philipp», «SR Forster-Vannini» oder «Antrag Wicki».]
Amtl. Bull. SR 2011, S. 561 f.
EBK-JB 1999, S. 27.
FINMA-RS 08/3 Publikumseinlagen bei Nichtbanken, Rn. 33. 
FINMA-RS 08/3, Rn. 33. [Die FINMA- Rundschreiben können Sie wahlweise mit Kurztitel oder lediglich mit RS-Nr. sowie zitierter Rn. in den Fussnoten aufführen. Die Zitierweise muss jedoch einheitlich sein.]
Europäisches Parlament, Krisenmanagement im Bankensektor, 
Empfehlung 2. 
Art. 18 Abs. 1 der RL 2004/39/EG (MIFID).
EU-Kommission, Working Paper Gender Balance, S. 9.
OECD, Conclusions, S. 13.
OECD, Corporate Governance 2015 (Fassung Januar 2016), S. 3.
VII. [bookmark: _Toc97043983]Rechtsprechungszitate
Anders als bei den bisher behandelten Literaturzitaten stehen die in Bezug genommenen Entscheide gerichtlicher Behörden nicht im Literaturverzeichnis. Rechtsprechungszitate gehören in die Fussnoten, weil sonst der Text zu unübersichtlich würde.
[bookmark: _Toc97043984]1.	Schweizer Gerichte
Die Zitierweise richtet sich nach den je eigenen Konventionen der Gerichtsbarkeit und variiert zudem je nach Publikationsform.[footnoteRef:15]  [15:  	Ausführlich bei BUNDESGERICHT (HRSG.), Zitierregeln, S. 19 ff., abrufbar unter: <www.bger.ch>, Rechtsprechung, Zitierregeln.] 

[bookmark: _Toc97043985]a)	Amtliche Sammlungen
Wann immer möglich, insbesondere bei allen publizierten Entscheiden des Bundesgerichts, ist nach der amtlichen Sammlung zu zitieren. Bei besonders bekannten Entscheiden kann man zusätzlich eine Kurzbezeichnung verwenden.
BGE 123 II 9 E. 2 S. 11.
BGE 117 Ib 367 E. 2e S. 373 – Eidg. Steuerverwaltung.
[bookmark: _Toc97043986]b)	Zeitschriften
Generell gilt, dass Rechtsprechung nur dann nach Zeitschriften zitiert werden darf, wenn es keine Publikation in der amtlichen Sammlung gibt. Eine Zeitschriftenübersetzung kann zusätzlich angegeben werden. Rechtsprechungszitate in Zeitschriften erfolgen mit Gerichtsangabe, Dossiernummer, Zeitschriftenkürzel, Anfangs- und Zitatseite.[footnoteRef:16]  [16: 	BGer Urteil 4C.197/2001 vom 12. Februar 2002 E. 4b, Pra 2002 Nr. 152 S. 821 (822 f., deutsche Übersetzung).] 

[bookmark: _Toc97043987]c)	Internet
Entscheide, die laut Internet-Ankündigung nicht zur amtlichen Publikation vorgesehen sind, können immer nach der Internetquelle zitiert werden – also selbst dann, wenn sie in Zeitschriften abgedruckt sein sollten. Hier wird das Kürzel «BGer» verwendet. Sofern sie zur amtlichen Publikation vorgesehen sind, wird dies in Klammer vermerkt. Häufig erscheint in der amtlichen Publikation nicht der gesamte Entscheid mit allen Erwägungen. Falls eine Erwägung zitiert wird, die nicht in der amtlichen Publikation erscheint, ist dies ebenfalls zu kennzeichnen. 
BGer Urteil 4A_375/2010 vom 22. November 2010 E. 3.1.
BGer Urteil 4A_504/2018 vom 10. Dezember 2019 E. 3.2.1 (zur Publikation vorgesehen).
BGer Urteil 4A_206/2010 E. 4.1.2 vom 15. Dezember 2010 (insoweit nicht in BGE 137 III 158).
[bookmark: _Toc97043988]2.	Gerichte der Europäischen Union
Für Entscheidungen der Gerichte der Europäischen Union gibt es eine amtliche Sammlung, die seit 1990 durch die Einführung des Gerichts erster Instanz einen Teil II erhalten hat, so dass die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs seitdem mit einer «I» gekennzeichnet sind.[footnoteRef:17] Konventionsgemäss wird der Band nicht erwähnt, weil die Seitenzahlen nach Jahrgängen durchlaufend nummeriert sind, so dass die Anfangsseite genügt. Bekannte Entscheide tragen eine freie Kurzbezeichnung, häufig die Parteienbezeichnung (mit Schrägstrich) oder nur die Klägerseite, die dann kursiv gesetzt wird.[footnoteRef:18] Gelegentlich wird auch nur nach Seiten oder mit zusätzlicher Seitenangabe zitiert.[footnoteRef:19]  [17: 	EuGHE vom 23. März 2010, Rs. C-236/08 bis C-238/08, Google France und Google, Slg. 2010 I-02417, Rn. 72.]  [18: 	EuGHE 1978, S. 629 – Simmenthal II, Rn. 13; EuGHE 1994, I-04737 – X/Kommission, Rn. 1.]  [19: 	EuGHE 1978, S. 629 (643); EuGHE 1987, S. 2289 (2338 f. Rn. 15, 19) – Rau.] 

[bookmark: _Toc97043989]3.	Deutsche Gerichte
In Deutschland zitiert man die Urteile des Bundesgerichtshofs mit der Reihenfolge: Band, Startseite, Zitatseite.[footnoteRef:20] Wenn es sich um ganz neue Entscheidungen oder um unpublizierte Kammerbeschlüsse handelt, ist es zulässig, die genaue Bezeichnung mit der Internetquelle zu nennen.[footnoteRef:21] Entsprechend verfährt man, wenn eine Entscheidung nur in Fachzeitschriften abgedruckt ist, wobei in Deutschland für Rechtsprechungszitate auf das «in:» verzichtet wird.[footnoteRef:22] Als Regel gilt auch hier: Amtliche Publikationen gehen Zeitschriftenpublikationen vor. [20: 	BGH, BGHZ 120, S. 271 (272). ]  [21: 	BGH, Beschluss vom 26. Juli 2012, III ZB 70/11, BeckRS 2012, S. 17068.]  [22: 	BGH, Urteil vom 5. Juli 2011, WM 2011, S. 2088 ff. (2089 Rn. 18); LG Münster, Urteil vom 26. August 1998, NJW 1999, S. 726 (728); OLG Hamm, Beschluss vom 30. September 1991, NJW-RR 1992, S. 583 (584); BGH, Urteil vom 1. Juni 1989 E. II./3a, NJW 1989, S. 2879 ff. (2880). ] 

VIII. [bookmark: _Toc97043990]Normzitate
Normzitate sind im Text (und nicht in den Fussnoten) einzufügen, wann immer auf eine Rechtsvorschrift inhaltlich Bezug genommen wird. Zu den häufigsten Fehlern gehört es, Kommentierungen oder Literatur für Aussagen zu verwenden, die sich bereits aus dem Gesetz ergeben. Solche Zitate sind falsch, weil nicht die eigentliche Quelle der Aussage verwendet wird. In solchen Fällen muss ein Normzitat erfolgen. Literatur darf nur dann zusätzlich erwähnt sein, wenn sie weiterführende Aussagen zur Norm enthält (z.B. Kasuistik, Interpretation).
Normzitate sind mit Klammerzusätzen (Art. 5 Abs. 3 BV) im Text zu versehen. Bei kantonalen Erlassen tritt zum Gesetzeskürzel das Kantonskürzel hinzu (Art. 4 Abs. 2 BE-MaSG).[footnoteRef:23] Für amtliche Quellen gibt es regelmässig Zitierkonventionen mit Abkürzungen.[footnoteRef:24] Auf frühere Gesetzesfassungen wird durch den Zusatz «a» hingewiesen (Art. 41 aOG). Eigene Abkürzungen darf man nur «erfinden», wenn keine offizielle Abkürzung in der Publikation des Erlasses festgelegt ist. [23: 	Gesetz des Kantons Bern vom 12. September 1995 über die Maturitätsschulen (MaSG, BSG 433.11).]  [24: 	Z.B. AS 1996, S. 3094; BBl 1995 I, S. 499; UBIE, in: VPB 2010.2, S. 14.] 

Es gibt zahlreiche Schreib- und Abkürzungsvarianten für die genaue Absatz und Seitenbezeichnung: Art. 5 III BV, BV 5 III, Art. 5 (3) BV, Art. 8 III 2 BV, Art. 8 Abs. 3 Satz 2 BV, Art. 41 Abs. 1 lit. b BV u.v.m. 
Für die Falllösung/Seminararbeit/Masterarbeit ist folgende Zitierweise zu verwenden: Art. 3bis Abs. 1 lit. b BankG.
Bei ausländischen Gesetzen sind grundsätzlich die im betreffenden Land geltenden Schreib- und Abkürzungsvorschriften zu befolgen:
Beispiel: § 207 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 lit. a BGB.
Wird dieselbe Abkürzung in mehreren Ländern verwendet, ist das jeweilige Gesetz mit einer Länderbezeichnung zu präzisieren:
Art. 322 CCfr
Art. 211 CCit
Art. 125 CCes
IX. [bookmark: _Toc97043991]Abkürzungen
In Falllösungen/Seminar-/Masterarbeiten sind die üblichen Abkürzungen ohne weitere Erläuterung zu verwenden.[footnoteRef:25] Das gilt vor allem für die Gesetzesbezeichnungen (BV, OG, VwVG) und einige häufig verwendete Standardkürzel (Art., Abs., lit., z.B., usw., etc.). Komplizierte Abkürzungen sollten bei der ersten Nennung erläutert und können danach mehrfach verwendet werden.[footnoteRef:26] Generell gilt, dass der Textfluss möglichst nicht durch Abkürzungen gestört werden sollte, während in den Fussnoten eher davon Gebrauch zu machen ist. Anders gesagt: Vermeiden Sie im Haupttext Abkürzungen wie: «M.E.», «bzw.», «resp.», etc. [25: 	Verzeichnis auffindbar bei FORSTMOSER/OGOREK/SCHINDLER, Juristisches Arbeiten.]  [26: 	Etwa die Abkürzung «RSL RW».] 

Zahlen schreibt man bis zum Dutzend als Zahlworte aus, oberhalb dieser Grenze hingegen wird auch im Text mit bezifferten Zahlenangaben gearbeitet: «Der Kläger hat bis zum 13. Mai zwölf Schafe von den insgesamt 200 Geschuldeten geliefert.» Bei Datumsangaben werden Datumsnennungen sowohl innerhalb des Textes als auch in den Fussnoten ausgeschrieben (z.B. 1. März 1999). 
Das Abkürzungsverzeichnis dient insbesondere dazu, komplizierte oder nicht häufig verwendete Abkürzungen für Organisationen, auf deren Texte Sie Bezug nehmen, zu erläutern. Achten Sie darauf, dass Sie das Abkürzungsverzeichnis nicht als «copy/paste»-Übung ansehen, sondern dass Sie diejenigen (Zusatz-)Abkürzungen, die Sie spezifisch verwenden und die gerade nicht üblich sind, in Ihrem Abkürzungsverzeichnis aufführen.
X. [bookmark: _Toc97043992]Fazit
Formelle Mängel in Falllösungen/Seminar-/Masterarbeiten gehören gleichzeitig zu den häufigsten und unnötigsten, lassen sie sich doch mit etwas Gründlichkeit und einem abschliessenden Korrekturdurchgang ohne grossen Aufwand vermeiden. In Studienarbeiten kommt hinzu, dass die bewusste Zitatgestaltung (Form) gleichzeitig eine bewusste Zitierpraxis (Inhalt) fördert und dadurch indirekt zum wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn beiträgt. Für die formale Gestaltung wissenschaftlicher Arbeiten besteht zwar ein weiter Spielraum, doch führen die zwingenden Anforderungen an Vollständigkeit und innere Widerspruchsfreiheit (Konsistenz) dazu, dass jede Gestaltungsvariante Disziplin erfordert. Wer sich nicht ganz sicher ist, der sollte schon während der Recherchen in der Bibliothek möglichst detaillierte Literaturangaben notieren (auf Kopien, bei Exzerpten, in provisorischen Textblöcken im Computer) und die Arbeit vor der Abgabe noch einmal einer Kollegin zur Durchsicht auf formale Schwächen geben.


XI. [bookmark: _Toc97043993]Erklärung gemäss Artikel 42 Absatz 2 RSL RW

Ich erkläre hiermit, dass ich diese Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen benutzt habe. Alle Stellen, die wörtlich oder sinngemäss aus Quellen entnommen wurden, habe ich als solche gekennzeichnet. Mir ist bekannt, dass andernfalls die Arbeit mit der Note 1 bewertet wird und der Senat gemäss Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe r des Gesetzes über die Universität vom 5. September 1996 und Artikel 69 des Statuts der Universität Bern vom 7. Juni 2011 zum Entzug des aufgrund dieser Arbeit verliehenen Titels berechtigt ist. Für die Zwecke der Begutachtung und der Überprüfung der Einhaltung der Selbständigkeitserklärung bzw. der Reglemente betreffend Plagiate erteile ich der Universität Bern das Recht, die dazu erforderlichen Personendaten zu bearbeiten und Nutzungshandlungen vorzunehmen, insbesondere die schriftliche Arbeit zu vervielfältigen und dauerhaft in einer Datenbank zu speichern sowie diese zur Überprüfung von Arbeiten Dritter zu verwenden oder hierzu zur Verfügung zu stellen.

_______________________________________
(Datum und eigenhändige Unterschrift)

